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HINTERGRUND

Der öffentliche Raum deckt eine Vielzahl von – 
häufi g konkurrierenden – Funktionen und Be-
dürfnissen ab. Gesellschaftlich dient er dem 
Gemeingebrauch aller und ist in dieser Funk-
tion in erster Linie (Fort-) Bewegungsfl äche, 
Rettungsweg, Aufenthalts- und Erlebnisraum 
sowie Ort der Begegnung und des Austau-
sches. Über diese offensichtlichen Funktionen 
hinaus bietet er aber auch Raum für die gesell-
schaftliche Darstellung und Meinungsbildung 
und ist unverwechselbarer Identitätsraum der 
Stadtgesellschaft.
Als Standortfaktor, Verkaufs- und Schauraum 
ist er gleichzeitig jedoch auch Gegenstand 
ökonomischer Interessen Einzelner. Die mit 
diesen Nutzungsinteressen verbundenen pri-
vaten Möblierungselemente wie Warenstän-
der, Werbestopper, Sonnenschirme, Gastrono-
miebestuhlung, Pfl anzkübel etc. überfrachten 
den öffentlichen Raum zunehmend. Dies führt 
zu einem nachhaltigen Verlust stadträumlicher 
Qualität in der Innenstadt. Die typische, unver-
wechselbare Atmosphäre der Stadträume, der 
besondere Charakter der öffentlichen Straßen 
und Plätze wird überlagert und geht verloren 
zugunsten austauschbarer privater Sonder-
nutzungselemente. Der damit verbundene 
Attraktivitätsverlust des öffentlichen Raumes 

kann auch eine Reduzierung der Besucher-
zahlen nach sich ziehen.
Neben den vielfältigen gestalterischen Auswir-
kungen zum Nachteil des Stadtbildes führt die 
Überfrachtung des öffentlichen Raumes aber 
auch zu einem merkbaren Verlust an Durch-
lässigkeit und Sicherheit. Insbesondere eine 
Vielzahl an Werbestoppern oder die sich ste-
tig ausdehnenden Warenauslagen behindern 
nicht nur das ungestörte Flanieren sondern 
auch die Arbeit von Feuerwehr und Rettungs-
dienst im Innenstadtbereich zum Teil erheb-
lich. 

ZIELSETZUNG

Ziel dieses Gestaltungsleitfadens ist es, die 
Attraktivität und Aufenthaltsqualität der Mül-
heimer Innenstadt zu erhöhen. Einen Schwer-
punkt bildet hierbei die Reduzierung von Bar-
rieren für die unterschiedlichen Nutzer des 
öffentlichen Raumes. Konkret soll mit dem 
Leitfaden die Anzahl der Sondernutzungsele-
mente geregelt, ihre gestalterische Qualität er-
höht und eine Behinderung der Rettungskräfte 
ausgeschlossen werden. Die Beachtung des 
Leitfadens bei der Gestaltung von Sonder-
nutzungen kommt ästhetischen, funktionalen 
und sicherheitsrelevanten Belangen gleicher-

maßen zugute. Nicht zuletzt ist eine Verbes-
serung der Zugänglichkeit auch im Interesse 
des Einzelhandels und der Gastronomie.
In Zukunft sollen die privaten Sondernutzungs-
elemente den öffentlichen Raum mit dezenter 
und hochwertiger Gestaltung beleben und 
bereichern. Die Gestaltqualität soll dem Cha-
rakter der Innenstadt als Zentrum der Stadt-
gesellschaft sowie als historische und funkti-
onale Mitte der Stadt Rechnung tragen. Die 
Stadt Mülheim an der Ruhr hat bereits die Be-
grünung der Schloßstraße, die Neugestaltung 
der Tiefgaragenabgänge und das Aufstellen 
von Stadtmöbeln im Sinne einer aufeinander 
abgestimmten Gestaltung durchgeführt. Eine 
positive Außendarstellung und die angestreb-
te harmonische Gestaltung des öffentlichen 
Raums ist im Interesse aller Beteiligten aber 
nur durch die aktive Mitarbeit und Kooperation 
aller Betroffenen zu erreichen. 
Daher enthält dieser Leitfaden nicht nur kon-
krete Vorgaben zur Gestaltung von Sonder-
nutzungen, sondern soll gleichzeitig mit bei-
spielhaften Abbildungen zur Gestaltung der 
einzelnen Sondernutzungselemente den be-
troffenen Gastronomen, Einzelhändlern und 
sonstigen Gewerbetreibenden in der Mülhei-
mer Innenstadt im Sinne eines „Gestaltungs-
kataloges“ als Orientierung dienen. 

VORBEMER-
KUNGEN

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
VORBEMERKUNGEN
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INHALTLICHER 
ANWENDUNGSBEREICH

Der vorliegende Leitfaden regelt die Gestal-
tung von Objekten, die für die Inanspruchnah-
me der öffentlichen Straßen und Wege  durch 
private und gewerbliche Nutzer vorgesehen 
sind und den Gemeingebrauch überschreiten 
(Sondernutzung).
Viele Möblierungen im öffentlichen Raum, 
wie z.B. Warenauslagen, Pfl anzkübel sowie 
Tische und Stühle für die Bewirtung im Frei-
en stellen solche Sondernutzungen dar. Nach 
dem Straßen- und Wegegesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (§ 18 StrWG NRW) be-
dürfen sie einer Sondernutzungserlaubnis. 
Rechtliche Details zu Sondernutzungserlaub-
nissen und insbesondere zu den damit ver-
bundenen Gebühren regelt die „Satzung über 
Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzun-
gen an öffentlichen Straßen in der Stadt Mül-
heim an der Ruhr (Sondernutzungssatzung)“ 
vom 18.06.2010.

Der Leitfaden ergänzt die Sondernutzungs-
satzung um Anforderungen zur Gestaltung 
der erlaubnispfl ichtigen Sondernutzungen in 
einem abgegrenzten Bereich der Mülheimer 
Innenstadt und gewährleistet so die Gleichbe-
handlung aller Antragsteller. 

Die in diesem Leitfaden formulierten Grund-
sätze sind in der Regel einzuhalten, sofern 
nicht verkehrliche, brandschutztechnische 
oder sonstige bei der Erteilung der Sondernut-
zungserlaubnis zu beachtende Belange ent-
gegen stehen. Auch denkmalschutzrechtliche 
Belange und Vorbehalte bleiben von diesen 
Regelungen unberührt. 

Nicht von diesem Leitfaden erfasst sind direkt 
am Gebäude angebrachte Werbeanlagen, 
Markisen etc. Diese sind nach Bauordnungs-
recht geregelt, ihre Gestaltung wird in einer 
Satzung über örtliche Bauvorschriften (§ 86 
BauO NRW) vorgegeben. Parallel zur Erarbei-
tung des vorliegenden Leitfadens hat der Rat 
der Stadt Mülheim an der Ruhr mit der „Gestal-
tungssatzung für die Innenstadt von Mülheim 
an der Ruhr“ (beschlossen am 28.02.2011) 
von dieser Regelungsmöglichkeit Gebrauch 
gemacht und im Interesse einer attraktiven 
und hochwertig gestalteten Innenstadt auch 
für die baurechtlich geregelten Anlagen ver-
bindliche Gestaltungsvorgaben getroffen.

Ebenso nicht Regelungsgegenstand dieses 
Leitfadens ist die Gestaltung von Marktstän-
den im Rahmen des Wochenmarktes in der In-
nenstadt. Diese nur temporäre, aber regelmä-
ßige Nutzung des öffentlichen Straßenraumes 

wird durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag 
zwischen der Stadt Mülheim an der Ruhr und 
dem ortsansässigen Marktverband geregelt, 
der auch konkrete Gestaltungsvorgaben für 
die Marktstände enthält. 
Bei zeitlich befristeten Veranstaltungen (z.B. 
Weihnachtsmarkt) sind die Regelungen die-
ses Leitfadens ebenfalls nicht anzuwenden.

ANWENDUNG
DES 
LEITFADENS

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
ANWENDUNG DES LEITFADENS
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RÄUMLICHER 
GELTUNGSBEREICH

Dieser Leitfaden gilt auf allen Straßen, Wegen 
und Plätzen im  Geltungsbereich, sofern sie 
im Eigentum der Stadt Mülheim an der Ruhr 
stehen und dem öffentlichen Verkehr gewid-
met sind. Die genaue Abgrenzung des Gel-
tungsbereiches ist der rechts abgebildeten 
Übersichtskarte zu entnehmen.

Innerhalb dieses Geltungsbereiches ist die 
Schloßstraße als Haupteinkaufsstraße von 
Mülheim an der Ruhr mit besonderem Augen-
merk zu behandeln. Daher werden für die Be-
reiche Schloßstraße I (von der Friedrich-Ebert-
Straße bis einschließlich ihrer Fläche entlang 
des Synagogenplatzes) und Schloßstraße II 
(vom Synagogenplatz bis zum Kurt-Schuma-
cher-Platz) die auf der Übersichtskarte be-
sonders markiert sind, im Folgenden zum Teil 
über die allgemeinen Gestaltungsvorgaben 
hinaus gehende, besonders gekennzeichnete 
Bestimmungen formuliert. 

ANWENDUNGS-
HINWEISE

Die im Folgenden beschriebenen Gestal-
tungsgrundsätze formulieren Anforderungen 
unter anderem hinsichtlich der Gestaltung, 
Farbgebung, Materialwahl und Anzahl der 
einzelnen Sondernutzungselemente. Diese 
werden anhand von Positiv- und Negativbei-
spielen illustriert. Die Beispiele dienen dazu, 
der Verwaltung und den betroffenen Gastro-
nomen, Einzelhändlern und sonstigen Ge-
werbetreibenden in der Mülheimer Innenstadt 
eine Orientierung zu geben, wie die in diesem 
Leitfaden festgelegten Gestaltungsvorgaben 
im Einzelfall umgesetzt werden können. Da 
es sich um Beispiele handelt, sind im Einzel-
fall aber auch andere geeignete Maßnahmen, 
die den Gestaltungsgrundsätzen in gleicher 
Weise gerecht werden, nicht ausgeschlossen. 
Im Zweifelsfall helfen Ihnen die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Stadtverwaltung oder 
des Citymanagements der Mülheimer Stadt-
marketing und Tourismus GmbH (MST) gerne 
weiter (Tel.: 02 08 / 455 61 00 oder 02 08 / 
9 60 96 43)

Innerhalb der farbig gekennzeichneten öffentlichen Verkehrsfl ächen ist der Leitfaden zur Gestaltung von Sondernutzungen gültig.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
ANWENDUNG DES LEITFADENS
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> Die Erlaubnis zur Nutzung des öffent-
lichen Straßenraumes darf nur auf Zeit oder 
auf Widerruf erteilt werden (vgl. § 18 StrWG 
NRW). Eine Erlaubnis auf Zeit kann widerru-
fen werden, wenn es das Wohl der Allgemein-
heit erfordert.

> Die nach der Sondernutzungssatzung 
konzessionierten Flächen zur Sondernutzung 
im öffentlichen Straßenraum sind einzuhal-
ten.

> Die Rettungswege und die Aufstellfl ä-
chen für Rettungsfahrzeuge sind freizuhalten. 

> Die besonderen Erfordernisse sehbehin-
derter und mobilitätseingeschränkter Perso-
nen sind zu berücksichtigen.

> Sondernutzungserlaubnisse berechtigen 
nicht zu Eingriffen in den öffentlichen Straßen-
raum; insbesondere die Anbringung von Ver-
ankerungen etc. im Boden ist gemäß Straßen-
baulastträger nicht zulässig.

> Das Errichten von Podesten sowie das 
Verlegen von privaten Bodenbelägen ist 
grundsätzlich nicht gestattet. Der Boden des 
öffentlichen Raumes wird durch das vorhan-
dene Straßenniveau mit dem vorhandenen 
Oberfl ächenbelag gebildet. Ausnahmen kön-
nen zugelassen werden, wenn das Gefälle 
der Straßenoberfl äche eine Sondernutzung 
andernfalls nicht ermöglicht.

> Zu fest installierten städtischen Möblie-
rungselementen wie Brunnen, Bänken, Spiel-
geräten oder Abfallbehältern ist ein Abstand 
von 1,50 m einzuhalten, so dass diese Ein-
richtungen sichtbar, zugänglich und benutzbar 
bleiben.

> Es ist stets auf ein gepfl egtes Erschei-
nungsbild der erlaubten Sondernutzung zu 
achten. Insbesondere deutlich beschädigte 
oder beschmutzte Elemente sind in einen ord-
nungsgemäßen Zustand zu versetzen.

> Die zur Sondernutzung konzessionier-
ten öffentlichen Flächen sind sauber zu halten 
und nach Beendigung der Sondernutzung in 
ordnungsgemäßem Zustand an die Stadt zu 
übergeben.

1
LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN

1. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

ALLGEMEINE
BESTIMMUNGEN

Flächen für Sondernutzungen
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Unter Außengastronomie im Sinne dieses 
Leitfadens sind die im öffentlichen Raum 
befi ndlichen, möblierten – und häufi g auch 
bewirteten – Freibereiche solcher Betriebe 
zu verstehen, die Getränke und/oder Spei-
sen zum Verzehr vor Ort anbieten (Gastro-
nomiebetriebe).

Eine derartige Bewirtung im Außenraum 
ist grundsätzlich erwünscht, da sie maß-
geblich die Atmosphäre im Straßenraum 
bestimmt und zu einem positiven Stadt-
image beiträgt.

Ziel ist es daher, durch einen Katalog von 
harmonisch aufeinander abgestimmten, 
qualitätvollen Objekten ein ruhiges, ge-
staltetes Ambiente im Straßenraum zu 
vermitteln. Die Festlegungen geben einen 
gemeinsamen Rahmen vor, lassen aber 
gleichzeitig der individuellen Gestaltung 
und somit der Wiedererkennbarkeit und 
Kennzeichnung des einzelnen Betriebs 
den notwendigen Raum. Sie leisten darü-
ber hinaus einen wesentlichen Beitrag zur 
Durchlässigkeit der Verkehrsfl ächen und 
damit zur Sicherheit für die Nutzer und Be-
wohner der Innenstadt.

2 AUSSEN-
GASTRONOMIE

12
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GRUNDLEGENDE 
REGELUNGEN

Nach dem Ablauf der Sondernutzungserlaub-
nis sind sämtliche Möblierungselemente, mo-
bile Überdachungen, Begrünungselemente 
etc. unverzüglich aus dem öffentlichen Stra-
ßenraum zu entfernen.

GASTRONOMIE-
MÖBLIERUNG

Als Gastronomiemöblierung gelten alle 
Elemente, die dem gastronomischen Be-
trieb im Freibereich dienen (z.B. Stühle, 
Bänke, Tische, Stehtische, Servicethe-
ken).

> Aufstellung

Gesamter Geltungsbereich
Die Breite der Fläche für die Gastronomiemö-
blierung/Außenbestuhlung ist beschränkt auf 
die Breite der Straßenfront des zugehörigen 
Gastronomiebetriebes oder Ladenlokals, um 
die Wahrnehmbarkeit von Haus- und Stadt-
struktur zu gewährleisten. Ausnahmen sind 
in besonderen räumlichen Situationen, z.B. in 
Ecklagen, möglich. 
Die zulässige Tiefe von Flächen für die Gas-
tronomiemöblierung bestimmt sich nach ret-
tungstechnischen und verkehrlichen Gesichts-
punkten.

Bereich Schloßstraße I
Im Bereich Schloßstraße I ist die Aufstellung 
von Gastronomiemöblierung innerhalb ei-
ner 1,5 m tiefen Zone direkt vor der Fassa-
de des zugehörigen Gastronomiebetriebes 
oder Ladenlokals möglich. Zusätzlich ist die 
Aufstellung aber auch über die Breite des zu-
gehörigen Ladenlokals hinaus zwischen den 
Baumkübelreihen zulässig, sofern sich dort 
keine Aufstellfl äche für die Feuerwehr befi n-
det.

Bereich Schloßstraße II 
Im Bereich Schloßstraße II ist einseitig eine 
Aufstellung bis zwischen die vorhandene 
Baumkübelreihe möglich, sofern in 1,50 m 
Entfernung zur Gebäudefassade ein gradlini-
ger Durchgang für Passanten von mindestens 
2,20 m Breite freigehalten wird.

> Gestaltung

Die gesamte Außenmöblierung (Stühle, Ti-
sche, Bänke, Theken, etc.) eines Gastrono-
miebetriebes soll in Form, Material und Farbe 
aufeinander abgestimmt gestaltet werden. Ziel 
ist ein hochwertiges und dauerhaft gepfl egtes 
Erscheinungsbild der Möblierung.

Material
Vorrangig können die Materialien Stahl, Alumi-
nium, Holz, Rattan, Stoff, Leder(-imitat) oder 
eine Kombination derselben verwendet wer-
den. Teilelemente (Sitzfl äche, Rückenlehne, 
Tischoberfl äche, etc.) aus Kunststoff in Kom-
bination mit den oben genannten Materialien, 
oder diese nachahmend, sind ebenfalls mög-
lich. Reine Kunststoffmöbel dürfen nur aus-
nahmsweise bei hochwertiger Gestaltung im 
Sinne der nebenstehenden Abbildungen auf-
gestellt werden.
Einfache Monoblock-Kunststoffmöbel, Bier-
zeltgarnituren und ähnliche Möblierungsele-
mente,  sind insbesondere aus Sicherheits-
gründen nicht zulässig.

Farbe, Muster, Aufdruck
Als Farbe für die Möblierung sollen möglichst 
die materialeigenen Farben, bei Anstrichen, 
Beschichtungen, Stoffbespannungen, Tisch-
decken und Stuhlaufl agen Naturfarben, ge-
deckte oder helle Farben gewählt werden. Die 
Farbwahl sollte zur Vermeidung unverträgli-
cher Farbkontraste aus einem stimmigen Ge-
samtkanon erfolgen.
Mit Ausnahme des eigenen Betriebsnamens 
sollen Möblierungselemente wie auch Sitzauf-
lagen und Tischdecken etc. keinen Werbeauf-
druck haben.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
2. AUSSENGASTRONOMIE



Einfache Monoblock-Kunststoff-
möbel und Bierzeltgarnituren lassen 
sich nicht harmonisch in ein gut 
gestaltetes Stadtbild einfügen.

Hochwertiges und gepfl egtes 
Mobiliar wirkt auf Passanten 

einladend und bereichert zudem 
auch das Straßenbild.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
2. AUSSENGASTRONOMIE
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Beispiele für gelungene 
Gastronomiemöblierung

hochwertige Kunststoffmöbel

massive Klappmöbel aus Holz

Gestühl aus Polyrattan

Metall mit StoffbespannungMetall und Kunstoff-Flechtwerk

fi ligrane Klappmöbel aus Holz/Metall

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
2. AUSSENGASTRONOMIE
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MOBILE 
ÜBERDACHUNGEN

Als mobile Überdachungen im Sinne 
dieses Leitfadens gelten freistehende, 
mobile Konstruktionen (z. B. Sonnen-
schirme), die dem Sonnen- bzw. Witte-
rungsschutz dienen.
Auch am Gebäude befestigte Markisen, 
Vordächer und Baldachine etc. können 
diese Funktion erfüllen. Diese an der 
Gebäudefassade angebrachten, be-
weglichen oder unbeweglichen Konst-
ruktionen fallen jedoch unter das Bau-
ordnungsrecht und sind daher in der 
Gestaltungssatzung der Stadt Mülheim 
an der Ruhr geregelt.

> Aufstellung

Gesamter Geltungsbereich
Überdachungen dürfen nur direkt über der 
konzessionierten Sondernutzungsfl äche für 
Außenbestuhlung aufgestellt werden und dür-
fen nicht darüber hinausgehen.
Unter am Gebäude befestigten Markisen, Vor-
dächern und Baldachinen sollen zusätzliche 
mobile Überdachungen nicht aufgestellt wer-
den.
Ortsfeste Verankerungen (Bodenhülsen etc.) 
sind gemäß Straßenbaulastträger nicht zuläs-
sig.

Bereiche Schloßstraße I und II
Werden auf der Schloßstraße (Bereiche I 
und II) mobile Überdachungen zwischen 
den Pfl anzgefäßen aufgebaut, so haben ihre 
Schirmfl ächen zum Schutz der Pfl anzen im 
aufgeklappten Zustand einen Mindestabstand 
von 1,00 m zum Kübelrand einzuhalten. Der 
Schutzraum erstreckt sich über die gesamte 
Höhe der Kübel inklusive Bepfl anzung.

> Gestaltung

Als mobile Überdachungen sind Pavillons und 
Zelte nicht zulässig. 
Pro Gastronomiebetrieb soll nur ein Schirmtyp 
bezüglich Form, Material, Größe und Farbe 
verwendet werden. Ist an dem zugehörigen 
Ladenlokal eine zusätzliche Markise o. ä. an-
gebracht, sollen die Schirme in Material und 
Farbe auf diese abgestimmt werden, so dass 
ein harmonisches Erscheinungsbild entsteht.

Form und Größe
Runde Sonnenschirme sind ab einem Min-
destdurchmesser von 3,00 m zulässig. Eckige 
Sonnenschirme sollen ebenfalls eine Kanten-
länge von 3,00 m nicht unterschreiten. 

Material
Die Bespannung der mobilen Überdachungen 
soll mit textilen Materialien/Geweben ausge-
führt sein.
Sockel oder Gestell sollen aus Holz- oder Me-
tallkonstruktionen bestehen. Unzulässig sind 
Konstruktionen mit einfachem Kunststoffso-
ckel.

Farbe, Muster, Aufdruck
Für Überdachungen sind einfarbige Stoffe in 
dezenter Farbgebung, wie helle Naturfarben 
oder gedeckte Farbtöne, im Hinblick auf ein 
harmonisches Erscheinungsbild erwünscht.
Werbeaufdrucke an Überdachungen stören 
das gewünschte Erscheinungsbild und soll-
ten – wenn überhaupt – nur auf der Bordüre 
von Sonnenschirmen oder Rollmarkisen als 
kleinformatiger Schriftzug und/oder Logo des 
Betriebes sowie vertriebener Getränke ange-
bracht werden.

Sockel und Gestell sollen metallfarben, anth-
razit lackiert oder einer der gewählten Gastro-
nomiemöblierung entsprechenden Farbgestal-
tung angepasst sein. Bei hölzernen Gestellen 
ist eine natürliche Farbgebung erwünscht.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
2. AUSSENGASTRONOMIE



Mit (Fremd-)Werbeaufdrucken 
oder grellen Farben tragen Sonnen-
schirme zu einem ungeordneten und 
überladenen Gesamteindruck bei.

Dezent gestaltete Sonnen schirme 
bieten Gästen Witterungsschutz, 

ohne den öffent lichen Raum zu 
dominieren.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
2. AUSSENGASTRONOMIE
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EINFRIEDUNGEN

Als Einfriedungen gelten alle Elemente, 
z.B. Wände, Zäune, Geländer, Palisaden, 
Sichtschutz, Windschutz etc., die einer 
Abgrenzung von außengastronomisch 
genutzten Flächen zum restlichen öf-
fentlichen Straßenraum dienen.

> Aufstellung

Durch Einfriedungen wird der öffentliche Raum 
verstellt, optisch eingeengt und verliert somit 
an Offenheit, Übersichtlichkeit und Sicherheit. 
Daher sind Einfriedungen auch bei Betrieben 
mit Außengastronomie lediglich ausnahms-
weise aus Gründen der Verkehrssicherheit 
(z. B. wenn die Sondernutzungsfl äche an eine 
stark befahrene Fahrbahn oder taktile Orien-
tierungshilfe grenzt) oder als Wetterschutzele-
ment zulässig, wenn die Offenheit des Stra-
ßenraumes erlebbar bleibt und die Sicherheit 
gewährleistet ist. 

Alle Einfriedungen gastronomischer Außen-
bereiche müssen im 90-Grad-Winkel für Seh-
behinderte ertastbar sein. Die Wände müssen 

selbsttragend in einem standfesten Bodenele-
ment befestigt werden, eine Verankerung im 
öffentlichen Verkehrsraum ist gemäß Straßen-
baulastträger nicht zulässig.

> Gestaltung

Windschutz- oder Trennwände müssen ent-
sprechend der Abbildungen auf S. 25 und 27 
vollständig durchsichtig gestaltet sein. Die 
maximale Höhe beträgt 1,70 m.

Kleinformatig darf die Einfriedung z. B. mit Na-
men oder Logo des Betriebs oder vertriebener 
Getränke in satinierter/geätzter Erscheinung 
versehen werden, die gleichzeitig als visuel-
le Orientierungshilfe für Sehbehinderte dient 
(Anbringungshöhe 1,10 m). 

Zur besseren Erkennbarkeit muss sich der 
Sockelbereich in Abhängigkeit von der Farbe 
der Bodenoberfl äche kontrastreich (hell/dun-
kel) abheben.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
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Wird der öffentliche Raum mit Ein-
friedungen verstellt und eingeengt, 
verliert er an Offenheit und Über-
sichtlichkeit. Der Schutz massiver 
Wände ist zudem eine Einladung 
für Sprayer.

Vollständig durchsichtig verglaste 
Einfriedungen (ggf. mit dezenter, 

kleinformatiger Eigenwerbung) 
bieten den Gästen Windschutz, 

ohne den öffentlichen Raum 
optisch zu beeinträchtigen.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
2. AUSSENGASTRONOMIE
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BEGRÜNUNGS-
ELEMENTE

Begrünungselemente im Sinne dieses 
Leitfadens sind sämtliche mobilen Ob-
jekte (z.B. Pfl anzkübel etc.), die bepfl anzt 
sind. Sie dienen der Aufl ockerung des 
Straßenbildes und sind in Maßen grund-
sätzlich erwünscht. 
Problematisch werden sie dann, wenn 
Sie als Einfriedungen eingesetzt werden 
bzw. überdimensioniert oder gehäuft 
auftreten und damit die Offenheit und 
Sicherheit des öffentlichen Straßenrau-
mes beeinträchtigen.

> Aufstellung 

Begrünungselemente unmittelbar an der 
Fassade oder fl ankierend am Eingang eines 
Gastronomiebetriebes sollen einen Bezug zur 
Fassadenstruktur haben.
Die Begrünung eines gastronomischen Frei-
bereichs ist nur innerhalb der konzessionier-
ten Flächen zulässig. Kübel und Töpfe dürfen 
nicht als Einfriedung in geschlossenen Reihen 
eingesetzt werden. Lediglich die Markierung 
der Eckpunkte der Sondernutzungsfl äche 
durch einzelne Kübel oder Töpfe ist möglich.

Gesamter Geltungsbereich
Ziel ist eine einheitliche und auf die Außen-
möblierung des Gastronomiebetriebs abge-
stimmte Gestaltung der Begrünungselemente 
und Pfl anzbehälter.

Bereiche Schloßstraße I und II
In den Bereichen Schloßstraße I und II sollen 
privat aufgestellte Pfl anzbehälter in Form, Ma-
terial und Farbe den städtischen Großkübeln 
angepasst sein und einem einheitlichen Ge-
staltungskanon folgen. Geeignet sind runde 
Pfl anzkübel, die den auf der S. 31 abgebilde-
ten Positiv-Beispielen entsprechen.

> Gestaltung

Form
Die Pfl anzbehälter sollen in der Gestaltung 
möglichst mit der Außenmöblierung korres-
pondieren. Die Höhe der Pfl anzbehälter soll 
größer oder gleich ihrem Durchmesser sein. 
Balkonkästen und ähnliche niedrige aber brei-
te Elemente sind aus Gründen der Verkehrs-
sicherheit als Einfriedung nicht zulässig. Die 
Fußfl äche der Kübel oder Töpfe soll kleiner 
sein als ihr oberer Durchmesser.

Größe
Pfl anzgefäße müssen mindestens eine Höhe 
von 30 cm und einen Durchmesser von 25 cm 
haben, sie dürfen maximal 60 cm hoch sein 
und einen maximalen Durchmesser von 60 cm 
haben. Die Gesamthöhe von Begrünungsele-
menten soll inkl. Bepfl anzung maximal 1,50 m 
Höhe betragen. 

Material
Pfl anzbehälter sollen aus optisch ansprechen-
den, massiven Materialien wie Keramik, Ton, 
Naturstein, oder Metall oder einer Kombina-
tion derselben bestehen. Einfache Plastikbe-
hälter sind nicht zulässig.

Farbe
Als Farben können entweder die natürlichen 
Materialfarben oder aber unifarbene dunkle 
oder gedeckte Glasuren, Anstriche, Durchfär-
bungen etc. eingesetzt werden.  

Bepfl anzung
Für die Bepfl anzung sollen nur immergrüne, 
natürliche Pfl anzen, beispielsweise Buchs-
bäume oder Lorbeer sowie geeignete Blüh-
pfl anzen wie Geranien, Chrysanthemen oder 
Hortensien verwendet werden. 

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
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Nicht aufeinander abgestimmte 
Pfl anzkübel machen einen unge-
ordneten Eindruck. Die Verwendung 
von Grünpfl anzen als durchgehende 
Einfriedung beeinträchtigt die Offen-
heit, Sicherheit und Durchgängigkeit 
des öffentlichen Straßenraumes. 

Begrünungselemente können die 
Ecken der für die Außen gastronomie 

konzessionierten Flächen 
akzentuieren.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
2. AUSSENGASTRONOMIE

Keramik, 
anthrazit

Keramik, 
dunkelsilber

Polystone, 
anthrazit-schwarz

Polyethylen, 
schwarz-metallic

3130

Beispiele für passende Pfl anzkübel 
auf der Schloßstraße
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AUSSENHEIZUNG

Außenheizungen im Sinne dieses Leitfa-
dens sind mobile technische Vorrichtun-
gen (z.B. Gas- oder Infrarot-Heizstrahler), 
mit denen Gastronomen ihren Gästen 
auch bei kühler Witterung das gemütli-
che Sitzen im Freien ermöglichen wol-
len. Die Wärme wird dabei klimaschäd-
lich mit Strom oder Gas erzeugt. Zudem 
sind derartige Außenheizungen energe-
tisch gesehen enorm ineffektiv, da sie 
zum großen Teil die Außenluft und nicht 
den Nutzer erwärmen.

> Empfehlung

In der Stadt Mülheim an der Ruhr wird dem 
Klimaschutz große Bedeutung beigemessen. 
Die Umsetzung von Maßnahmen zu einem 
effi zienteren und bewussteren Umgang mit 
Energie, die Erarbeitung von Konzepten und 
auch die energieeffi ziente Renovierung und 
Sanierung öffentlicher Gebäude tragen dazu 
bei, den Ausstoß schädlicher Klimagase zu 
reduzieren. Allerdings kann vor allem durch 
das Verhalten und die Entscheidungen Ein-
zelner ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet 
werden.

Aufgrund ihrer Klimaschädlichkeit sollte daher 
auf die Aufstellung von Außenheizungen im 
öffentlichen Raum der Stadt Mülheim an der 
Ruhr verzichtet werden. Als klimafreundliche 
Alternativen bieten sich warme Decken und 
Kissen an.

Mit warmen Decken und Kissen 
kann der Gastronomiebetrieb auf 

klimafreundliche Weise seine Sorge 
um das leibliche Wohl seiner Gäste 

zum Ausdruck bringen.

Außenheizungen sind nicht nur aus 
energetischer Sicht kritisch zu betrach-

ten, auch optisch mangelt es ihnen 
häufi g an ansprechender Gestaltung.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
2. AUSSENGASTRONOMIE
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Das Präsentationsbedürfnis des Einzelhandels 
mit Warenauslagen und mobilen Werbeträgern 
im öffentlichen Raum stellt in ihrer Häufung, 
Vielgestalt und der zum Teil „marktschreieri-
schen“ Aufmachung oft eine Behinderung des 
Fußgängerverkehrs und der Rettungswege so-
wie eine Reizüberfl utung im Straßenraum dar. 
Gerade in städtebaulich sensiblen Bereichen 
beeinfl usst sie die Atmosphäre entscheidend 
in Richtung „hochwertig“ oder „billig“ und 
kann das Stadtbild dadurch nachhaltig gestal-
terisch beeinträchtigen.

Durch eine Regelung zur Flächeninanspruch-
nahme für Warenauslagen soll gewährleistet 
werden, dass alle Geschäfte die Möglichkeit 
haben, sich im öffentlichen Raum zu präsen-
tieren, ohne dass die Auslagefl ächen ausufern, 
bzw. nahtlos ineinander übergehen. 

Auch mobile Werbeträger sollen in Art, Anzahl 
und Aufstellort geregelt werden mit dem Ziel, 
ihrer Menge und Vielgestaltigkeit klare Gren-
zen zu setzen. Die direkte räumliche Zuord-
nung der Werbeständer zu einem Betrieb dient 
der Ordnung im Straßenraum und erleichtert 
gleichzeitig dem Passanten die Zuordnung 
der Werbebotschaft zum Betrieb. Somit kann 
durch die Ordnungsmaßnahmen auch die Be-
triebsidentität gestärkt werden.

3
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GRUNDLEGENDE 
REGELUNGEN

Nach Geschäftsschluss und bei Nichtbe-
nutzung sind sämtliche Gegenstände zur 
Warenpräsentation und Werbung aus dem 
öffentlichen Straßenraum zu entfernen.

WAREN-
AUSLAGEN

Als Warenauslagen gelten alle auf dem 
Boden stehenden, selbsttragenden, mo-
bilen Elemente, die dem Verkauf oder 
der Präsentation von Waren dienen, 
wie Verkaufs-, Waren- und Wühltische, 
Warenkörbe, Kleiderständer, Stellagen, 
Schütten, Obst-, Gemüse- und Blumen-
auslagen, Vitrinen, Schaukästen, Waren-
automaten und Möbelausstellungen.

> Aufstellung

Warenauslagen sollen nicht mehr als zwei Drit-
tel der Breite der Geschäftsfront abzüglich der 
Zugänge in Anspruch nehmen und sind unmit-
telbar an der Gebäudefassade aufzustellen. 
Einfahrten sowie Haus- und Geschäftseingän-
ge sind grundsätzlich frei zu halten. Die Wa-
renauslagen dürfen benachbarte Geschäfte 
nicht behindern bzw. benachteiligen.

Die Tiefe der Warenauslagen darf höchstens 
1,50 m, ihre Höhe 1,50 m betragen wobei je-
derzeit eine Durchgangsbreite von mindes-
tens 1,50 m zur Bordsteinkante / Fahrbahn 

oder zu gegenüberliegenden feststehenden 
Hindernissen zu gewährleisten ist. Eine Aus-
nahme von der Höhe ist möglich, wenn die Art 
der Ware ansonsten eine Präsentation nicht 
zulässt.

> Gestaltung

Jeder Einzelhandelsbetrieb sollte seine Wa-
renauslagen in Material und Farbgebung auf-
einander abstimmen. Sie müssen den Anfor-
derung an die Sicherheit im Straßenverkehr 
und den Belangen blinder und sehbehinderter 
Personen entsprechen. Es ist darauf zu ach-
ten, dass die Warenauslage unmittelbar über 
Bodenniveau von jeder Seite mit einem Blin-
denstock ertastbar ist.
Die Waren sollen den Kunden und Passan-
ten in einer ansprechenden Art präsentiert 
werden. Improvisierte Warenauslagen, insbe-
sondere in Form von Holzpaletten, Kartons, 
Drahtcontainern oder Einkaufswagen stellen 
nicht nur eine ästhetische Beeinträchtigung 
dar, sondern sind insbesondere auch aus Si-
cherheitsgründen nicht zulässig. 
An Fassaden oder Fassadenteilen (Schau-
fenstern, Türrahmen, Vordächern und Marki-
sen etc.) sollen keine Waren aufgehängt wer-
den.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
3. WARENPRÄSENTATION
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Warenauslagen behindern bei 
massiver Häufung den Fußgänger-
verkehr. Improvisierte Warenpräsen-
tationen beeinträchtigen das 
Einkaufserlebnis zusätzlich.

Gut gestaltete Warenauslagen 
animieren Kunden nicht nur zum 
Kauf, sondern tragen ebenso zu 

einem positiven Stadtbild bei.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
3. WARENPRÄSENTATION
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MOBILE 
WERBETRÄGER

Als mobile Werbeträger gelten alle auf 
dem Boden stehenden, selbsttragen-
den und mobilen Konstruktionen wie 
Stellschilder, Klappständer, Kunden-
stopper, Hinweisschilder, Menütafeln, 
Werbefahnen, sonstige Werbefi guren, 
Transparente, usw., die der Geschäfts- 
und Produktwerbung dienen, inklusive 
Sonderformen, wie z.B. in Produktform 
gestaltete Mülleimer oder auch an der 
Fassade vorübergehend angebrachte 
Werbeelemente wie Flaggen und Luft-
ballons. Auch für Fahrradständer, die als 
Werbeträger dienen, gelten die hier for-
mulierten Voraussetzungen.

> Aufstellung

Mobile Werbeträger dürfen nur in unmittel-
barer Nähe des Ortes aufgestellt werden, an 
dem die beworbene Leistung erbracht wird. Im 
Bereich Schloßstraße I und II sind mobile Wer-
beträger direkt an der Hauswand aufzustellen. 
Im übrigen Geltungsbereich dürfen sie bis zu 
1,50 m von der Gebäudefassade abrücken, 
sofern jederzeit eine Mindestdurchgangsbrei-
te von 1,50 m zwischen dem mobilen Werbe-
träger und der Bordsteinkante/Fahrbahn oder 
gegenüberliegenden festen Hindernissen ein-
gehalten wird und Rettungswege nicht ein-
geschränkt werden. Als Hinweismöglichkeit 
auf Ladenlokale in den Seitenstraßen stehen 
Sammelhinweisschilder der Mülheimer Stadt-
marketing und Tourismus GmbH (MST) zur 
Verfügung.

Je Ladenlokal ist nur ein mobiler Werbeträ-
ger zulässig. Ausnahmen sind in besonde-
ren räumlichen Situationen, z.B. in Ecklagen, 
möglich. Bei mehreren Unternehmen in einem 
Gebäude müssen die einzelnen Werbeträger 
einen Abstand von mindestens 5,00 m zuein-
ander einhalten. 

> Gestaltung

Form
Mobile Werbeträger müssen den Anforderun-
gen an die Sicherheit blinder und sehbehin-
derter Personen im Straßenverkehr entspre-
chen. Es ist darauf zu achten, dass der mobile 
Werbeträger unmittelbar über Bodenniveau 
von jeder Seite mit einem Blindenstock ertast-
bar ist.
Sie dürfen nicht beweglich oder um eine Ach-
se drehbar sein. Auch aufblasbare oder kom-
pressorbetriebene Werbeanlagen sind nicht 
zulässig.

Größe
Mobile Werbeträger dürfen eine Gesamtgröße 
von 1 m² pro Seite und eine maximale Höhe 
von 1,00 m nicht überschreiten. Aufsätze sind 
nicht zulässig.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
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Die Häufung mobiler Werbeträger 
führt zu Reizüberfl utung und damit 
zum Verlust ihrer Werbebotschaft. 
Gleichzeitig behindern sie den Fuß-
gängerverkehr und beeinträchtigen 
so das Einkaufsvergnügen.

Mobile Werbeträger sollten gezielt an 
den Geschäfts eingängen eingesetzt 

werden, um die Kundschaft hinein 
zu leiten.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
3. WARENPRÄSENTATION

42 43



44 45

KINDERSPIEL-
AUTOMATEN

Kinderspielautomaten sind Apparate, 
die der Unterhaltung von Kindern dienen 
und durch Geldeinwurf aktiviert werden. 
Darunter fallen z.B. sich auf und ab be-
wegende Tierfi guren und Autos (so ge-
nannte „Kiddies-Rides“).
Sie werden üblicherweise von gewerb-
lichen Automatenaufstellern vor Laden-
lokalen oder Gastronomiebetrieben in 
guter Laufl age aufgestellt.

Diese ortsansässigen Betriebe werden üb-
licherweise vertraglich am Gewinn der Au-
tomaten beteiligt und müssen im Gegenzug 
eine Aufstellfl äche (als Sondernutzungsfl äche 
im öffentlichen Raum) mit Stromanschluss zur 
Verfügung stellen. Neben ihrem eigentlichen 
Aufstellzweck fungieren die Automaten auch 
als Werbung für den dahinter liegenden Be-
trieb.

> Aufstellung
 
Je Ladenlokal ist nur ein Kinderspielautomat 
zulässig. Ausnahmen sind in besonderen 
räum lichen Situationen, z.B. in Ecklagen, mög-
lich. Die Automaten dürfen nur innerhalb einer 
1,50 m tiefen Fläche vor der Gebäudefassade 
des vertraglich zur Stromlieferung verpfl ichte-
ten Betriebes aufgestellt werden, sofern jeder-
zeit eine Mindestdurchgangsbreite von 1,50 m 
zwischen dem Automaten und der Bordstein-
kante / Fahrbahn oder gegenüberliegenden 
fes ten Hindernissen eingehalten wird.
Dabei ist zu benachbarten Geschäften bzw. 
Häusern ein seitlicher Mindestabstand von 
0,50 Metern einzuhalten. Die Automaten dür-
fen benachbarte Geschäfte nicht behindern 
bzw. benachteiligen. Auch Einfahrten und 
Haus-/Geschäftseingänge sind frei zu halten.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
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MOBILE ÜBER-
DACHUNGEN, EIN-
FRIEDUNGEN UND 
BEGRÜNUNGS-
ELEMENTE

Mobile Überdachungen, Einfriedungen 
und Begrünungselemente sind im Kapi-
tel Außengastronomie defi niert.

> Aufstellung

Betriebe des Einzelhandels und sonstige 
Dienstleistungsbetriebe dürfen derartige Ele-
mente im öffentlichen Raum nicht aufstellen, 
sofern nicht hygienische Anforderungen oder 
gesetzliche Regelungen dies zwingend erfor-
dern. 

Sonnen- und Witterungsschutz für die ausge-
stellten Waren kann durch am Gebäude be-
festigte Markisen, Vordächer und Baldachine 
etc. gewährleistet werden.

Einfriedungen als Abgrenzung von Warenaus-
lagen sind ebenfalls ausgeschlossen, da die 

Auslagen den öffentlichen Raum bereits op-
tisch einengen. 

Auch die Aufstellung von Begrünungselemen-
ten – sofern diese nicht zur gehandelten Ware 
gehören – ist Einzelhandels- und Dienstleis-
tungsbetrieben im Interesse einer Entfrach-
tung des öffentlichen Raums untersagt. Be-
grünungselemente an der Fassade z.B. zur 
Betonung des Eingangs können aufgestellt 
werden.
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4 SONSTIGE 
GESTALTUNGS-
ELEMENTE

BELEUCHTUNG

Beleuchtung im Sinne dieses Leitfadens 
ist jede mobile und elektrisch betriebe-
ne private Lichtquelle zur Ausleuchtung 
oder zur Werbung (z.B. Lampen, Lichter-
ketten, Blinklichter, laufende Schriftbän-
der, projizierte Lichtbilder, etc.). 

> Aufstellung

Häufi g stehen private Lichtquellen in Konkur-
renz zur öffentlichen Beleuchtung und können 
die Wahrnehmung der stadträumlichen Situa-
tion im Dunklen erheblich beeinträchtigen. Da-
her ist jegliche privat angebrachte Beleuchtung 
oder Werbung mit mobilen Lichtquellen im öf-
fentlichen Raum unzulässig. Ausnahmswei-
se können Lichtquellen mit fester Ausrichtung 
zugelassen werden, wenn durch sie keine do-
minante Wirkung auf die jeweilige stadträum-
liche Situation ausgeht, keine eigenständige 
Tragkonstruktion für die Beleuchtung installiert 
werden muss und die Verkehrssicherheit nicht 
beeinträchtigt wird (z.B. durch Blendwirkung). 
Auch Weihnachtsbeleuchtungen dürfen kurz 
vor und während der Adventszeit im öffentlichen 
Straßenraum angebracht werden, sofern nicht 
sonstige Vorschriften dem entgegen stehen.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
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STADTMOBILIAR

Stadtmobiliar sind Sitzbänke, Mülleimer 
und Fahrradständer sowie sämtliche 
andere Elemente, die den öffentlichen 
Raum in der Stadt möblieren.

> Aufstellung

Das Aufstellen von Stadtmobiliar ist primär 
Aufgabe der Stadt. Von Privaten darf es nur 
in Ausnahmefällen, z.B. bei einem Mangel an 
entsprechenden Einrichtungen in der Umge-
bung, aufgestellt werden, soweit verkehrs-
technische und stadtgestalterische Belange 
nicht entgegenstehen. Das Aufstellen z.B. 
von privaten Fahrradständern kann daher nur 
zugelassen werden, wenn durch den zustän-
digen Fachbereich festgestellt wird, dass ein 
Bedarf an Fahrradständern besteht, der nicht 
seitens der Stadt gedeckt wird.
Privat aufgestellte Stadtmöbel dürfen nicht als 
Werbefl äche zweckentfremdet werden, sofern 
dies nicht ausdrücklich in einer vertraglichen 
Regelung mit der Stadt so bestimmt wurde. 
Anderenfalls ist lediglich eine untergeordnete 
Eigenwerbung zulässig. Dann jedoch ist das 
Element nach den Regelungen dieses Leitfa-
dens für mobile Werbeträger zu beurteilen. 
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KOMMT DIE GEWÜNSCHTE 
FLÄCHE FÜR EINE SONDER-
NUTZUNG IN FRAGE? 

Es können nur Flächen außerhalb der von der 
Feuerwehr benötigten Zufahrten oder Anleiter-
fl ächen zur Sondernutzung beantragt werden. 
Es gilt der Feuerwehrplan „Schloßstraße / In-
nenstadt“. Die dort farbig (rosa, gestreift) an-
gelegten Flächen müssen jederzeit freigehal-
ten bleiben! 
> Der Feuerwehrplan „Schloßstraße / 
Innenstadt“ kann beim City-Management 
der Mülheimer Stadtmarketing und Touris-
mus GmbH (MST) oder beim Ordnungsamt, 
Abteilung Allgemeine Straßenverkehrsange-
legenheiten / Sondernutzungen, eingesehen 
werden.
Der Plan ist auch auf der Homepage der Stadt 
Mülheim an der Ruhr abrufbar.

WIE KANN ICH EINE SONDER-
NUTZUNG BEANTRAGEN?

> Antragsformulare für eine Sondernut-
zung gibt es beim Ordnungsamt der Stadt 
Mülheim an der Ruhr oder auf der städtischen 
Homepage unter dem Suchbegriff „Sonder-
nutzung“. Dem Neuantrag muss eine Gewer-
beanmeldung beigefügt werden.
> Bei der Neueröffnung einer Gastronomie 
mit Alkoholausschank ist beim Ordnungsamt 

der Stadt Mülheim an der Ruhr eine Gast-
stättenerlaubnis zu beantragen und das 
Gewerbe anzumelden. Informationen hier-
zu erhalten Sie auch auf der Homepage der 
Stadt Mülheim an der Ruhr.
> Fotos oder Modellbeispiele der geplan-
ten Möblierung, Werbung, Schirme etc. soll-
ten eingereicht werden, so dass geprüft wer-
den kann, ob diese den Anforderungen dieses 
Leitfadens entsprechen.

WIE MÜSSEN PRÜF-
BARE PLANUNTERLAGEN 
AUSSEHEN? 

> Die beantragte Fläche muss in einem maß-
stäblichen (z.B. 1:250) Katasterauszug prüf-
bar (nachmessbar) abgebildet werden. Damit 
ein Plan prüfbar ist, muss ein aussagekräftiger 
Planausschnitt dargestellt sein. Die Nachbar-
bebauung muss ersichtlich sein, damit z.B. 
geprüft werden kann; ob Rettungswege von 
der Planung betroffen sind. Einen Kataster-
auszug im gewünschten Maßstab gibt es im 
ServiceCenterBauen (Servicebereich Vermes-
sung und Kataster), Technisches Rathaus, 
Hans-Böckler-Platz 5, 45468 Mülheim an der 
Ruhr, Tel.: 02 08 / 455 60 00.

LEITFADEN ZUR GESTALTUNG VON SONDERNUTZUNGEN
CHECKLISTE ZUR SONDERNUTZUNG

WAS MUSS ICH 
DARSTELLEN? 

> Die beantragte Fläche mit Maßen (Länge /
Breite), Begrünungselemente, Einfriedungen 
in ihren Abmessungen (Länge / Breite / Höhe) 
ggf. Schnittzeichnung.

WO ERHALTE ICH HILFE 
BEI DER PLANERSTELLUNG?

> Gudrun von der Linden, Mülheimer Stadt-
marketing und Tourismus GmbH (MST), Abtei-
lung City-Management, Tel.: 02 08 / 9 60 96 43, 
MedienHaus (Eingang Wallstraße), Synago-
genplatz 3, 45468 Mülheim an der Ruhr

WO ERHALTE ICH HILFE 
BEI DER GESTALTUNG 
MEINER SONDERNUTZUNGS-
FLÄCHE? 

> Gudrun von der Linden, Mülheimer Stadt-
marketing und Tourismus GmbH (MST), Abtei-
lung City-Management, Tel.: 02 08 / 9 60 96 43, 
MedienHaus (Eingang Wallstraße), Synago-
genplatz 3, 45468 Mülheim an der Ruhr
> Stadt Mülheim an der Ruhr, 
Abteilung Städtebau und Stadtgestaltung,
Daniela Gümpel-Hense, Tel.: 02 08 / 455 61 04  
Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Platz 5, 
45468 Mülheim an der Ruhr

CHECKLISTE 
ZUR SONDER-
NUTZUNG
Damit Ihr Antrag so schnell und bürgerfreund-
lich wie möglich bearbeitet werden kann, soll-
ten Sie ihn vor der Abgabe mit Hilfe folgender 
Checkliste prüfen.
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INKRAFTTRETEN

Dieser Leitfaden wurde am 28.02.2011 vom 
Rat der Stadt Mülheim an der Ruhr beschlos-
sen. Er tritt mit dem Tage nach seiner Bekannt-
machung in Kraft.

ÜBERGANGS- UND 
AUSNAHMEREGELUNGEN

Bei einer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
bestehenden und im Folgejahr zeitlich direkt 
anschließenden Sondernutzungserlaubnis 
können vorhandene aber nicht dem Leitfaden 
entsprechende Elemente weiter verwendet 
werden. Damit besteht eine einjährige Über-
gangsregelung ab Inkrafttreten. 
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1. Aufl age, Januar 2011

ZU 
GUTER LETZT

VERSTÖSSE

Die Aufnahme einer Sondernutzung ohne 
entsprechende Erlaubnis wird nach den hier-
zu geltenden Bestimmungen der Sondernut-
zungssatzung der Stadt Mülheim an der Ruhr 
und des Straßen- und Wegegesetzes geahn-
det. Bei Verstößen gegen diesen Leitfaden be-
steht die Möglichkeit, Sondernutzungserlaub-
nisse zu widerrufen bzw. nach Bestimmungen 
des StrWG NRW und der BauO NRW zu ahn-
den. Erfolgt ein Ein- oder Überbau im öffentli-
chen Raum, so kann der Rückbau durch die 
Stadt Mülheim an der Ruhr, dem Straßenbau-
lastträger, gefordert und im Einzelfall auch auf 
Kosten des Verursachers selbst durchgeführt 
werden. 




